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Kurz gefasst:

• Fallstudien des Instituts Arbeit und Qualifikation zeigen, dass wachsende
Kontroll- und Compliance-Probleme bei Mindestarbeitsbedingungen auf
eine zunehmende Fragmentierung von Unternehmen und einer wachsen-
den Heterogenität von Beschäftigungsformen zurückzuführen sind.

• Die Wirkung einer Nachunternehmerhaftung ist umstritten. Einerseits zei-
gen die Beispiele aus dem Baugewerbe und der Fleischwirtschaft, dass die
Haftung eine präventive Wirkung entfalten kann. Andererseits werden in
beiden Branchen weiterhin zahlreiche Verstöße festgestellt. Damit ist die
Nachunternehmerhaftung zwar ein wichtiger Kontroll-Baustein, der jedoch
durch wirksamere staatliche Kontrollen und strengere Regulierungen er-
gänzt werden muss.

• Eine wirkungsvollere Einhaltung der Mindeststandards lässt sich erreichen,
wenn die Kontrollen stärker an der Spitze der Wertschöpfungskette anset-
zen, die die Unternehmen zu einem sorgfältigeren Nachunternehmerma-
nagement veranlassen.

• Die unzureichende Kontrolleffizienz der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)
ist nicht nur auf sinkende Kontrollzahlen und eine zu geringe personelle
Ausstattung zurückzuführen. Vielmehr haben vor allem die Abschaffung der
Präventionseinheit und die unterschiedliche Aufgabenwahrnehmung der
einzelnen Hauptzollämter zu einer Verschlechterung der Kontrollsituation
geführt.

• Für eine bessere Aufdeckung von Verstößen und als Unterstützung der Be-
schäftigten müssen die tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten dokumentiert
werden. Grundvoraussetzung dafür ist eine manipulationssichere Erfassung
der Arbeitszeit, auf die die Beschäftigten direkt und nicht erst über den (oft 
nicht vorhandenen) Betriebsrat das Recht zur Einsicht und auch zur Korrek-
tur von unzutreffenden Angaben haben.

• Die erheblichen Compliance-Probleme im deutschen Arbeitsmarkt können
nicht alleine durch staatliche Kontrollen verringert werden. Notwendig ist
die Stärkung der Tarifautonomie durch eine Erhöhung der Tarifbindung und
der Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeit.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/139/1913958.pdf
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1. Umsetzungsprobleme beim Mindestlohn  

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015 hat zu einer deutlichen Erhöhung 
der Löhne am unteren Ende der Einkommensverteilung geführt. Insbesondere haben in den 
Jahren 2015 und 2016 prekär Beschäftigte, Frauen, Ausländer_innen und Beschäftigte in klei-
nen Betrieben profitiert (Burauel et al. 2017). Trotz dieser überdurchschnittlichen Einkom-
menseffekte waren bislang keine negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung erkennbar. Die 
Erwerbstätigkeit ist weiter im Trend gewachsen und offenbar eher von anderen Faktoren wie 
der allgemeinen Konjunkturlage abhängig. Die prognostizierten Horrorszenarien sind alle 
nicht eingetreten, was zu einer zunehmenden Akzeptanz des Mindestlohns auch im Arbeitge-
berlager geführt hat. 

Getrübt wird diese positive Entwicklung durch Untersuchungsergebnisse, die zeigen, dass die 
Zahl der anspruchsberechtigten Beschäftigten, die Stundenlöhne unterhalb des Mindestlohns 
erhalten, weiterhin hoch sind. Nach Berechnungen des DIW erhielten zwischen 1,5 Millionen 
(nach vertraglichem Stundenlohn) und bis zu 3,2 Millionen (nach tatsächlichem Stundenlohn) 
anspruchsberechtigte Personen im Jahr 2017 noch weniger als 8,84 € pro Stunde (Fedo-
rets/Grabka/Schröder 2019). 

Fallstudien des Instituts Arbeit und Qualifikation zeigen, dass die Probleme der Nichteinhal-
tung nicht mit Hinweisen auf Einführungsprobleme, die sich im Laufe der Zeit geben, relativiert 
werden können, sondern „systemischer“ Natur sind (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). Die 
Compliance-Probleme offenbaren strukturelle Einfallstore für die Nichteinhaltung von Min-
destbedingungen und konzentrieren sich vornehmlich in besonderen Beschäftigungsformen 
wie vor allem Minijobs sowie in den bekannten Risikobranchen mit hohen Anteilen an Klein-
betrieben, wechselnden Arbeitszeiten und Einsatzorten sowie geringer Tarifbindung und ge-
ringer Vertretung durch Betriebsräte. 

Die meisten Betriebe weisen inzwischen eine „saubere Aktenlage“ aus und zahlen für die ver-
tragliche Arbeitszeit mindestens den aktuellen Mindestlohn. Allerdings gibt es weiterhin di-
verse Einfallstore für Unterschreitungen. Dazu gehören insbesondere unzutreffende Angaben 
zur Arbeitszeit und unbezahlte Mehrarbeit wie Überstunden sowie Vor- und Nacharbeiten 
(Weinkopf/Hüttenhoff 2017). Dies fällt oftmals nicht auf, da die meisten Betriebe sieben Tage 
Zeit für die Aufzeichnung der Arbeitszeit haben und ihre Unterlagen von Steuerberaterbüros 
überprüfen lassen. Hinzu kommt, dass gerade entsandte Beschäftigte oftmals mit falschen 
Lohnversprechungen nach Deutschland gelockt werden und ihnen dann vor Ort der Lohn für 
schlechte Arbeit, Werkzeuge, Kleidung oder Kost und Logis gekürzt wird. Die meisten entsand-
ten Arbeitskräfte sprechen kaum Deutsch, kennen ihre Rechte nicht, sind von als Unternehmen 
getarnten Schieberbanden abhängig, werden zudem in eigenen Schlafghettos isoliert und kön-
nen bei nicht genehmem Verhalten jederzeit in ihre Heimatländer zurückgeschickt werden 
(Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). 

Wachsende Kontroll- und Compliance-Probleme sind oftmals auf eine zunehmende Fragmen-
tierung von Unternehmen durch die Auslagerung vieler Tätigkeiten aus den Unternehmen in 
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unübersichtliche Subunternehmerketten und in der wachsenden Heterogenität von Beschäfti-
gungsformen zurückzuführen. In fragmentierten Unternehmen bleibt oft unklar, wer eigentlich 
der für die Arbeitsbedingungen verantwortliche Unternehmer ist. Die Aufspaltung der Unter-
nehmen erhöht den Aufwand für externe Kontrollen um ein Vielfaches, weil nicht nur der ei-
gentliche Arbeitgeber identifiziert werden muss, sondern auch, welche spezifischen Regelungen 
für die jeweiligen Unternehmen gelten. Die Überschneidungen zwischen der Fragmentierung 
der Unternehmen und der Prekarisierung der Beschäftigung sind offensichtlich. Beschäftigte 
von Werkvertragsunternehmen, aus dem Ausland entsandte Arbeitskräfte oder Leiharbeits-
kräfte gehören zu anderen Unternehmen, unterliegen aber de jure oder de facto – ebenso wie 
Scheinselbständige – Weisungen des auftraggebenden Unternehmens. Damit entstehen juristi-
sche Grauzonen, die es Unternehmen an der Spitze der Wertschöpfungskette erlauben, sich 
ihrer juristischen und sozialen Arbeitgeberpflichten zu entledigen sowie Löhne zu drücken und 
diese Praktiken zu verschleiern. 

Hier reicht es für die Kontrollbehörden nicht mehr, die besonderen Regulierungen für alle Be-
schäftigungsformen wie etwa für Beschäftigte in Minijobs oder entsandte Arbeitskräfte zu ken-
nen. Oft muss erst einmal – wie im Fall von Scheinselbständigen – aufwendig der Beschäftig-
tenstatus festgestellt werden. Vor allem aber handelt es sich heute nicht mehr allein um das 
Fehlverhalten einzelner Unternehmen, sondern zunehmend auch um systematisch organisierte 
Kriminalität in grenzüberschreitenden Netzwerken. 

2. Erkenntnisse über die Wirkung einer Nachunternehmerhaftung 

Bezüglich der Entgeltansprüche der Beschäftigten haftet der Generalunternehmer verschul-
densunabhängig nach § 14 AEntG und § 13 MiLoG für die Lohnansprüche und Beiträge zur 
Urlaubskasse in allen davon betroffenen Branchen. Dadurch ist jeder Beschäftigte eines Nach-
unternehmers berechtigt, vor Gericht ausstehende Zahlungen des entsprechenden Mindest-
lohns direkt vom Generalunternehmer einzufordern. Hinzu kommt die verschuldensabhängige 
Haftung des Generalunternehmens für die Sozialversicherungsbeiträge im Baugewerbe und der 
Fleischwirtschaft. 

In einem Evaluationsbericht aus dem Jahr 2012 stellte die Bundesregierung fest, dass sich die 
Generalunternehmerhaftung für Sozialversicherungsbeiträge im Baugewerbe für ein besseres 
Nachunternehmermanagement insgesamt bewährt habe (Deutscher Bundestag 2012). Beson-
ders hervorgehoben wurde die präventive Wirkung der Regelung. Allerdings muss die Haf-
tungsdurchsetzung, insbesondere vonseiten der Krankenkassen, noch verbessert werden. Diese 
Einschätzung wird in unserer eigenen Untersuchung bestätigt, allerdings werden nach wie vor 
die meisten Verstöße gegen Mindestarbeitsbedingungen in der Baubranche festgestellt 
(Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). Die Generalunternehmerhaftung entfaltet damit nur eine 
begrenzte Wirkung und muss durch wirksamere Kontrollen und strengere Regulierungen er-
gänzt werden (siehe Abschnitte 3 und 4). 
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Eine Evaluation mit Erkenntnissen zur Wirkung des GSA Fleisch liegt bislang nicht vor. Aktu-
elle Berichte und Kontrollergebnisse belegen jedoch, dass es nach wie vor zu massiven Verstö-
ßen gegen Mindestarbeitsbedingungen in der Fleischwirtschaft kommt. In Nordrhein-Westfa-
len wurde bei der Überprüfung von 30 Schlachtbetrieben durch den Arbeitsschutz festgestellt, 
dass in zahlreichen Betrieben u.a. gravierende Verstöße gegen das Arbeitszeitrecht vorliegen 
(MAGS 2019). Arbeitsschichten von 12 bis 16 Stunden sind weiterhin keine Ausnahme, son-
dern die Regel. Als Ursache der Probleme nennt der Arbeitsminister Karl-Josef Laumann den 
weit verbreiteten Einsatz von Nachunternehmen, die in der Regel ausländische Arbeitskräfte 
aus Süd- und Osteuropa beschäftigen. Eine Auswertung der Kontrollen ist noch nicht abge-
schlossen (Stand: 17.10.2019), aber es ist nur schwer vorstellbar, dass dabei nicht auch zahlrei-
che Mindestlohnverstöße vorliegen. 

Für die Generalunternehmer im Baugewerbe sind mehrere Möglichkeiten zur Enthaftung ge-
schaffen worden. So kann der Hauptunternehmer darauf achten, dass er einen präqualifizierten 
Nachunternehmer beauftragt. Dafür gibt es eine so genannte PQ-Liste, die im Internet immer 
tagesaktuell einsehbar ist. Die PQ-Stelle übernimmt die Kontrolle, ob der Unternehmer seine 
Sozialabgaben zahlt, den Mindestlohn einhält und ob er SOKA-BAU-pflichtig ist. Dabei prüft 
die PQ-Stelle in erster Linie die Unterlagen und nur in Ausnahmefällen die Betriebe vor Ort. 
Im Normalfall werden die Unterlagen einer Plausibilitätskontrolle unterzogen. Die Einreichung 
der Unterlagen ist zwar nicht verpflichtend, wird aber trotzdem von einer Vielzahl an Unter-
nehmen genutzt, um eine Zertifizierung zu erhalten (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). 

Die SOKA-BAU hat zusätzlich ein eigenes Verfahren zur Enthaftung eingeführt. Das Grund-
prinzip ist, dass man bei einem Nachunternehmen, das sich über einen Zeitraum von 12 Mo-
naten als zuverlässiger Beitragszahler erwiesen hat, davon ausgehen kann, dass es auch weiter-
hin die Beiträge zahlt. Solchen Unternehmen werden von der SOKA-BAU entsprechende Be-
scheinigungen für einen Zeitraum von drei bis sechs Monaten ausgestellt. Darüber hinaus gibt 
es weitere Unbedenklichkeitsbescheinigungen, etwa der Krankenkassen oder der BG Bau. Al-
lerdings können die unterschiedlichen Bescheinigungen zu Konflikten führen, da die Unbe-
denklichkeitsbescheinigungen nur bei der eigenen Behörde anerkannt werden. Da die BG Bau 
stärker als die Krankenkassen Verfehlungen verfolgt, legen die Baubetriebe mehr Wert auf die 
Bescheinigung der Berufsgenossenschaft. Aus diesem Grund empfiehlt sich – ebenso für die 
Fleischwirtschaft und die Paketdienste – möglichst eine einheitliche Enthaftungsmöglichkeit zu 
schaffen, die auch entsprechend kontrolliert wird. Eine ergänzende Verbesserung wäre, den 
Einzug der Sozialversicherungsbeiträge zu einer hoheitlichen Aufgabe auszuweiten. 

Lediglich beim Mindestlohn gibt es keine Möglichkeit der Enthaftung. Für den Generalunter-
nehmer besteht immer das Risiko, dass die Beschäftigten des Nachunternehmers ihn auf Zah-
lung des Mindestlohns verklagen (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). 

Eine weitere Untersuchung von Bosch (2017) hat gezeigt, dass in anderen Branchen wie der 
Stahlindustrie Haftungsrisiken für Auftraggeber zu einem verantwortungsvolleren Nachunter-
nehmermanagement in Großbetrieben mit vielen Unterauftragnehmern führen können. Vo-
raussetzung dafür ist, dass das Unternehmen dafür entsprechende Kontrollstrukturen aufbaut. 
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Die USA haben vorgemacht, wie eine wirkungsvolle Kontrollstruktur flächendeckend aufge-
baut werden kann. Während der Obama-Administration hat die dortige Kontrollbehörde be-
gonnen, mit Franchise-Unternehmen wie etwa Subway mit 13.000 Niederlassungen in den USA 
sowie verschiedenen anderen Generalunternehmen sogenannte „enhanced compliance agree-
ments“, abzuschließen. Diese Vereinbarungen legen z.B. die Standards für das interne Nachun-
ternehmermanagement und die Ausbildung des zuständigen Personals fest und sehen die 
Schaffung anonymer interner Beschwerdekanäle sowie unabhängiger Kontrollsysteme vor 
(Weil 2018). Mit einem solchen Ansatz kann man die Reichweite der Kontrollen deutlich erhö-
hen. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit könnte nach diesem Vorbild den Aufbau wirkungsvol-
ler Compliance-Systeme in Großunternehmen und den Erfahrungsaustausch zwischen den 
Unternehmen in diesem Bereich unterstützen. Wenn sich überdurchschnittlich viele Mindest-
lohnverstöße trotz Kontrollen und Selbstverpflichtungen in Branchen mit Subunternehmerket-
ten nicht verringern lassen, müssen notfalls auch drastischere Maßnahmen ergriffen werden. 
Dies betrifft etwa die Begrenzung der Subunterketten auf zwei oder drei Ebenen wie im spani-
schen Baugewerbe oder die Begrenzung der Auslagerung von Kerntätigkeiten auf 20% der Be-
legschaften, wie dies der ehemalige Wirtschaftsminister Gabriel der Fleischindustrie angedroht 
hatte, oder die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge der Beschäftigten bei den Subunter-
nehmen über den Generalunternehmer. Zudem könnte wie in Großbritannien die Sichtbarkeit 
von Verstößen durch öffentlichkeitswirksame „blame and shame“-Kampagnen mit direkter 
Namensnennung von Unternehmen, die wiederholt gegen Mindestlöhne verstoßen haben, er-
höht werden (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019).  

3. Kontrollprobleme der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

Die Erfahrungen im In- und Ausland zeigen, dass ein Mindestlohn bei den Unternehmen ak-
zeptiert wird, wenn sie sicher sein können, dass er auch von den Konkurrenten bezahlt wird. 
Zentrale Voraussetzung für die Umsetzung eines Mindestlohns ist erstens eine starke „Selbst-
kontrolle“ (self-enforcement). Damit ist gemeint, dass ein einfacher und unmissverständlicher 
Mindestlohn schnell bekannt wird, von den Beschäftigten auch eingefordert und von den Un-
ternehmen ganz selbstverständlich als geltendes Recht akzeptiert wird. Dies erfordert zweitens 
wirkungsvolle Kontrollen der Einhaltung und abschreckende Strafen bei Nichteinhaltung des 
Mindestlohns. 

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit verfügt durch das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz über 
weitreichende Befugnisse, aber die Effektivität und Intensität der Mindestlohnkontrollen wird 
unterschiedlich eingeschätzt. Die Kritik richtet sich zumeist auf eine unzureichende Zahl von 
Kontrollen mit der Forderung einer deutlichen Aufstockung des Personals bei der FKS. Dies ist 
durchaus berechtigt, hat sich doch die Zahl der Arbeitgeberprüfungen von 2014 auf 2015 von 
63.014 auf 43.637 reduziert (- 30,7%). Zwar sind die Kontrollzahlen in den Jahren 2017 und 
2018 wieder gestiegen, haben jedoch mit knapp über 53.000 nicht wieder das Niveau vor der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns erreicht (Zoll 2019). 
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Und obwohl nach Angaben des Bundesfinanzministeriums zwischen 2015 und 2019 eine Auf-
stockung der Planstellen um 1.600 Beschäftigte erreicht werden konnte, hat sich die Anzahl der 
tatsächlich besetzten Stellen im selben Zeitraum gerade einmal um 654 Beschäftigte erhöht. Da-
gegen ist die Zahl der unbesetzten Stellen seit 2016 kontinuierlich angestiegen und lag Anfang 
2019 bei 1.304 Stellen (Deutscher Bundestag 2019). 

Die Kontrollzahlen und personellen Probleme hängen unmittelbar mit einer veränderten stra-
tegischen Ausrichtung der FKS zusammen, die in der Regel weniger kritisch hinterfragt wird. 
Der deutliche Rückgang der Zahl der Kontrollen in den Jahren 2015 und 2016 wurde mit dem 
neuen Grundsatz „Qualität vor Quantität“ gerechtfertigt, wonach die FKS sich stärker auf die 
Bekämpfung organisierter Kriminalität in den Risikobranchen konzentrieren soll. Außerdem 
wollte man den Betrieben eine Eingewöhnungsphase einräumen. Diese Begründungen können 
aber nicht überzeugen.  

In unseren Interviews haben wir eher den Eindruck gewonnen, dass die Umstrukturierung der 
FKS seit Oktober 2014 zu einer deutlichen Verschlechterung der Kontrollsituation geführt hat 
(Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). Durch die Eingliederung der Präventionseinheit in das 
Sachgebiet E wurde an vielen Dienststellen der Streifendienst faktisch eingestellt. Dieser ist nach 
Einschätzung von Expert_innen aber notwendig, um eine breite Präsenz in der Fläche, und da-
mit anlasslose sowie zu jeder Zeit durchführbare Kontrollen zu gewährleisten. Nur so lässt sich 
ein notwendiger Kontrolldruck und abschreckende Wirkung erzielen. Durch die Umstruktu-
rierung scheint es aber, dass an manchen Hauptzollämtern nur noch nach Hinweisen kontrol-
liert wird und lediglich die Schwerpunktkontrollen davon ausgenommen sind. Nach Einschät-
zung der Gewerkschaft der Polizei ist es im Zuge dieser Umstrukturierung zu einer hohen Per-
sonalfluktuation gekommen. Die GdP führt die steigende Zahl unbesetzter Stellen auch auf die 
zunehmende Unzufriedenheit von langjährig Beschäftigten zurück. Viele erfahrene Kontroll-
kräfte hätten sich in andere Bereiche versetzen lassen, was zu einem großen Verlust an Kompe-
tenzen und wertvollen Erfahrungen geführt habe. Eine hohe Fluktuation ist ein aussagekräftiger 
Krisenindikator für den Zustand einer Behörde. Daher müssen die Gründe dieser Fluktuation 
dringend untersucht werden, um ähnliche Fehlentwicklungen in der Zukunft zu verhindern. 

Anhand der vom Zoll veröffentlichten Arbeitsergebnisse lässt sich nicht beurteilen, ob die ver-
änderte Prüfpraxis tatsächlich zu einer effektiveren Aufdeckung und Ahndung von Verstößen 
geführt hat. Hierfür fehlt dem Zoll eine Erfolgsstatistik, wie viele der Strafen tatsächlich voll-
streckt und wie viele betrügerische Unternehmen erfolgreich vom Markt genommen wurden. 
Bereits im Jahr 2008 hatte der Bundesrechnungshof kritisiert, dass die FKS keine Kenntnis dar-
über habe, in welcher Höhe die festgesetzten Bußgelder und Schadenssummen tatsächlich ein-
gefordert werden konnten. Eine Berechnung des Bundesrechnungshofes auf Basis der Daten 
der Deutschen Rentenversicherung kam zu dem Schluss, dass lediglich 2,6% der von der DRV 
nachgeforderten Beiträge auch tatsächlich gezahlt worden waren (Deutscher Bundestag 2008: 
12). In den meisten Fällen konnten keine Nachzahlungen der Beiträge mehr eingetrieben wer-
den, weil die betroffenen Arbeitgeber Insolvenz angemeldet hatten. Eine systematischere Aus-
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wertung der Kontrollergebnisse könnte jedoch dazu beitragen, die Prioritätensetzung der stra-
tegischen Kontrollen zu verbessern und systemische Veränderungen in bestimmten Branchen 
und Unternehmen zu bewirken (Weil 2010). Nicht zuletzt dämpft die fehlende öffentliche 
Wahrnehmbarkeit der vom Markt entfernten bzw. sanktionierten Betriebe erheblich die ab-
schreckende Wirkung der Kontrollen. 

Als problematisch erweist sich auch, dass eine dezentrale Strategieentwicklung, die nicht durch 
die Generalzolldirektion koordiniert wird, letztlich zu einer unkoordinierten Strategie auf regi-
onaler Ebene führt, da ein bestimmtes strategisches Vorgehen für die Hauptzollämter nicht 
vorgegeben wird. Die Hauptzollämter erhalten lediglich einen Zollzielkatalog, der im Wesent-
lichen vorgibt, dass 70% der Kontrollen in den Risikobranchen erfolgen müssen. Durch feh-
lende weitere Vorgaben entsteht auch eine unterschiedliche Auffassung der Arbeitserfüllung, 
die sich insbesondere im Ausmaß anlassloser Kontrollen oder der Schichtgestaltung widerspie-
gelt. So wird von manchen Dienststellen ebenso am Wochenende oder spät abends kontrolliert, 
während andere Dienststellen nur die üblichen Bürozeiten bedienen und Verstöße außerhalb 
dieser Dienstzeiten nicht mehr aufdecken können.  

Auch die Doppelstruktur der Zollfahndungsdienste und der FKS mit zu geringem Informati-
onsaustausch und fehlender Ressourcenbündelung erschwert einen effizienten Ressourcenein-
satz. Die vorgesehene genauere Kontrolle der Geschäftsunterlagen kann durch fehlende Hard- 
und Software an vielen Standorten gar nicht realisiert werden.  

Aufgrund der zahlreichen strukturellen Probleme der FKS erscheint es fraglich, dass die ge-
plante Aufstockung des Personals auf 13.500 Kontrollkräfte zu einer nachhaltigen Verbesse-
rung der Kontrollen führen wird.      

4. Durchsetzung von Mindestlohnansprüchen 

Auch wenn es rechtlich eindeutig geregelt ist, ist schwer verständlich, dass in Deutschland von 
der FKS bzw. den Sozialbehörden bei festgestellten Mindestlohnverstößen nur die Sozialversi-
cherungsbeiträge nachgefordert werden, nicht aber die den Beschäftigten vorenthaltenen Lohn-
anteile und Sozialversicherungsbeiträge. Die Beschäftigten werden noch nicht einmal darüber 
informiert, wenn die FKS bei Kontrollen Verstöße festgestellt hat. Durch die individuelle Ver-
antwortung schrecken viele Arbeitskräfte davor zurück, rechtliche Schritte gegen ihren Arbeit-
geber einzuleiten, da sie Nachteile für sich befürchten. Daher müssen Betriebe meist nicht mit 
ernsthaften Konsequenzen rechnen, wenn sie gegen Mindestlohnansprüche ihrer Beschäftigten 
verstoßen. Das Verhalten von Betrieben gegenüber ihren Belegschaften wird sich aber nur ver-
ändern, wenn die Unternehmen stets davon ausgehen müssen, dass Verstöße gegen Arbeitsbe-
dingungen ernsthafte Konsequenzen nach sich ziehen. 

Einige Nachbarstaaten sind hier wesentlich weiter. In Frankreich und Spanien können die Ar-
beitsinspektionen direkte Anordnungen gegenüber Betrieben zur Erfüllung solcher Arbeitge-
berpflichten treffen, ohne die Beschäftigten auf den privaten Rechtsweg verweisen zu müssen. 
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Zudem werden die Beschäftigten auch stärker bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche unter-
stützt. In Polen etwa berät die staatliche Arbeitsinspektion Beschäftigte über ihre Rechte und 
nimmt Beschwerden entgegen, denen sie selbst nachgeht (Deutscher Gewerkschaftsbund/Jus-
titia et Pax 2017: 10). In Belgien und Großbritannien werden die Beschäftigten bei Klagen vor 
Gericht von den Arbeitsinspektionen unterstützt und in Ländern wie den Niederlanden und 
Frankreich haben die Gewerkschaften das Recht zur Verbandsklage. Zudem zeigen internatio-
nale Beispiele, dass sich durch die Kooperation der staatlichen Kontrollbehörden mit den Sozi-
alpartnern die Effektivität der Kontrollen verbessern lässt (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). 

Für eine bessere Aufdeckung von Verstößen und als Unterstützung der Beschäftigten müssen 
die tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten manipulationssicher dokumentiert werden. Grundvo-
raussetzung dafür ist eine (ggf. elektronische) Erfassung der Arbeitszeit, auf die die Beschäftig-
ten das Recht zur Einsicht und auch zur Korrektur von unzutreffenden Angaben haben. Dane-
ben sollte es zwingend vorgeschrieben sein, dass die Arbeitszeitaufzeichnungen wie in Frank-
reich für Kontrollen im Betrieb bereitliegen müssen und nicht bei Steuerberatungsbüros depo-
niert werden können, wo sie einfach manipulierbar sind (Steiger-Sackmann/Wantz/Kuratli 
2013). 

5. Stärkung der Selbstkontrolle durch höhere Tarifbindung                   
notwendig 

Die erheblichen Compliance-Probleme im deutschen Arbeitsmarkt können nicht alleine durch 
Kontrollen verringert werden. Nachhaltige Kontrollstrategien müssen durch präventive Maß-
nahmen ergänzt werden, die Gesetzesverstöße schon im Vorfeld erschweren. Bei der Präven-
tion ist ein wichtiger Baustein die Stärkung der Selbstkontrollen durch die Sozialpartner. Die 
heutigen staatlichen Kontrollen von Mindestlöhnen sind erst durch den Rückgang der Ta-
rifbindung und die Herausbildung eines großen Niedriglohnsektors notwendig geworden. Die 
geringsten Probleme mit der Einhaltung gesetzlicher Mindeststandards finden sich in Bran-
chen, in denen das traditionelle autonome Lohnsystem noch funktioniert. Das gilt etwa für den 
öffentlichen Dienst, die Metall- und die chemische Industrie, wo die Tarifbindung hoch ist, die 
üblichen Einstiegslöhne deutlich über dem Mindestlohn liegen und starke Personal- und Be-
triebsräte die Einhaltung von Gesetzen und Tarifen kontrollieren. Durch allgemeinverbindliche 
Tarifverträge mit differenzierten Lohngittern auch in Branchen mit hohen Niedriglohnanteilen 
wie u.a. dem Gastgewerbe, dem Einzelhandel und der Fleischindustrie, könnten die Tariflöhne 
vieler Beschäftigter deutlich über den gesetzlichen Mindestlohn angehoben werden. Um dies 
zu erreichen, müsste die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen erleichtert werden. 
AVE-Anträge aus einzelnen Branchen sollten im Tarifausschuss nur mit einer Mehrheit abge-
lehnt werden können, um Blockademöglichkeiten einer Seite zu verhindern. Außerdem müsste 
das im Tarifautonomiestärkungsgesetz nicht näher definierte „Öffentliche Interesse“, nach dem 
ein Tarifvertrag auch allgemeinverbindlich erklärt werden kann, ohne dass eine Tarifbindung 
von mindestens 50% nachgewiesen werden muss, spezifiziert werden. Ein öffentliches Interesse 
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an einer Allgemeinverbindlichkeit kann etwa angenommen werden, wenn eine Branche einen 
überdurchschnittlichen Anteil an Niedriglohnbeschäftigten oder (wie in der Schweiz) eine hohe 
Personalfluktuation aufweist, die eine gewerkschaftliche Organisierung der Beschäftigten er-
schwert. Das öffentliche Interesse begründet sich u.a. aus den hohen Folgekosten geringer 
Löhne für die Sozialversicherungen und die öffentlichen Haushalte in Form der Aufstockung 
niedriger Löhne durch das SGB II-System oder die Grundsicherung im Alter. Allgemeinver-
bindliche Tarifverträge erlauben überdies „echte“ Tariftreuegesetze, die nicht nur eine Unter-
grenze, sondern ganze Tarifgitter bei der Vergabe öffentlicher Aufträge verbindlich machen. 
Nach dem sogenannten Rueffert-Urteil des EuGH sind allgemeinverbindliche Tarifverträge die 
Voraussetzung für solche Vergabegesetze. 
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